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Entwicklungshilfe als Schwindel

P. S., Student der Wirtschaftswissen-
schaften, veröffentlicht diese Studie
als Ergebnis einer Südasienreise.

n PHILIPP SCHÖNBÄCK

1. Zerstörung der
vorkolonialen
Produktionsweise
Der offenbare Hauptwiderspruch in den
Ländern der armen Welt besteht darin,
daß der größte Teil der arbeitsfähigen
Bevölkerung mit wirtschaftlichen Aktiv-
itäten außerordentlich geringer Produk-
tivität oder überhaupt nicht güterschaf-
fend beschäftigt ist, obwohl. der größte
Teil der Menschen in Armut lebt, und
die natürlichen Ressourcen eine aus-
reichende Basis für die Schaffung men-
schenwürdiger Lebensbedingungen
wären.

Am Beispiel Indiens soll die für die Erk-
lärung der sozioökonomischen Stagna-
tion der sogenannten Entwicklungslän-
der zentrale These überprüft werden,
daß die europäischen Kolonialmächte
die Gesellschaftssysteme in den
Kolonien nicht nur unterwarfen und
ausplünderten, sondern daß sie die In-
dustrialisierung und Entwicklung einer
kapitalistischen Wirtschaftsform west-
licher Prägung in den Kolonien verhin-
derten, daß daher die Kolonialpolitik der
europäischen Mächte die Ursache der
heutigen Unterentwicklung ist. [1]

Die Zerstörung von vorkolonialen und
vorindustriellen Produktionsweisen,
deren Produkte sowohl für den Bin-
nenbedarf als auch für den Exporthan-
del Indiens außerordentliche Bedeu-

tung hatten, soll am Beispiel der Baum-
wolle dargestellt werden.

Die einzige reine Baumwollindustrie, die
in Europa zu Beginn des 18. Jahrhun-
derts bekannt wurde, war die Indiens;
ihre Erzeugnisse (Kattun — calicos) wur-
den von den östlichen Handelskompanien
im Ausland und zu Hause verkauft, wo
sie allerdings von den einheimischen Her-
stellern von Woll-, Leinen- und Seidenstof-
fen energisch bekämpft wurden. [2]

Marx wies auf die Bedeutung dieser Pro-
duktion für die indische Wirtschaft und
Gesellschaftsstruktur hin: „Die Fami-
liengenossenschaften (in den indischen
Dörfern) hatten ihre Grundlage im
Hausgewerbe, in jener eigenartigen
Verbindung von Handweberei, Hand-
spinnerei und handgetriebenem Acker-
bau, die sie in den Stand setzten, sich
selbst zu versorgen.“ [3]

Zu Beginn des 18. Jahrhunderts wurde
durch eine Importsperre dieser Produkte
der englische Binnenmarkt für die
heimische Wollindustrie frei gemacht,
die sich nun der Produktion von Baum-
wollstoffen zuwandte. Das Rohmaterial
lieferten die Sklavenplantagen der
Westindischen Inseln und später der
amerikanischen Südstaaten. Die en-
glischen Erfindungen in den Herstel-
lungstechniken der Textilien leiteten
die enorme Entwicklung dieser Indus-
trie ein, die zur Führungsindustrie in
der Frühphase der industriellen Revolu-
tion wurde.

Der Export britischer Baumwollpro-
dukte, der nach den Napoleonischen
Kriegen noch zu fast zwei Drittel in Eu-
ropa und den USA abgesetzt werden

konnte, mußte durch den zunehmen-
den Konkurrenzdruck in diesen Gebi-
eten in die formellen und nicht-
formellen Kolonien ausweichen, da das
Sinken der Profitrate zur Erschließung
neuer Absatzmärkte zwang.

Als es Lord Hastings von 1816 bis 1818
gelungen war, durch die größten mil-
itärischen Operationen der indischen
Geschichte ganz Indien (mit Ausnahme
des Sindh und des Punjab) bis zum In-
dus entweder direkt oder indirekt unter
Kontrolle zu bringen, war die aus-
reichende Basis für eine effiziente Kolo-
nialpolitik geschaffen. Ein gesetzliches
Verbot für Maschinenimporte des Tex-
tilsektors nach Indien sollte die indische
Textilproduktion von den technischen
Neuerungen ausschließen. [4]

Der Verkaufspreis von einem Pfund ge-
sponnener Baumwolle sank zwischen
1774 und 1820 auf etwa ein Zehntel
des ursprünglichen Preises. [5] Da zu
diesem Preis manuell nicht mehr pro-
duziert werden konnte, wurde der
größte Teil der indischen Heimarbeiter
arbeitslos.

Die anfängliche Verhinderung der Tech-
nisierung durch das Maschinenim-
portverbot ermöglichte den englischen
Produzenten die Eroberung fast des ge-
samten indischen Binnenmarktes. Die
britische Baumwollausfuhr nach Ostin-
dien (Indien und Ferner Osten), die um
1820 lediglich 6 Prozent des gesamten
Exportes ausmachte, erhöhte sich bis
1873 auf 60 Prozent, wovon fast die
Hälfte allein nach Indien ging. [6]

Die Arbeitslosen des Textilsektors ver-
suchten vor allem, in der Land-
wirtschaft unterzukommen. Dieser
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Prozeß der Ruralisierung ist eine der Ur-
sachen für die heutige landwirtschaftliche
Überbevölkerung.

2. Internes
Unterdrückungssystem
Der Handel mit den Hauptnahrungsmit-
teln, den die Engländer schon im 18.
Jahrhundert monopolisiert hatten, er-
möglichte ihnen die geschickte Aus-
nützung von Hungersnöten. 1769/70
wurde die Dividendenausschüttung der
East Indian Company von 10 Prozent
auf 12,5 Prozent erhöht, während in Indi-
en zur selben Zeit  e in Drit te l  der
Bevölkerung verbungerte. [7]

Eine der folgenschwersten Veränderun-
gen, die die britische Kolonialpolitik
verursachte, ereignete sich in den land-
wirtschaftlichen Besitzverhältnissen.
Gleichzeitig wurde dadurch das bedeu-
tendste Unterdrückungssystem der En-
gländer im landwirtschaftlichen
Bereich Indiens etabliert.

Die traditionellen Steuereintreiber (Za-
mindars) des Nabobs von Bengalen wur-
den durch das Permanent-Settlement-Ge-
setz von 1793 kurzerhand zu Eigen-
tümern des Landes in ihrem Steuer-
bereich erklärt und für die Eintreibung
der Steuer und deren teilweise Abliefer-
ung an die Kolonialherren verpflichtet.
Die Bauern, die zwar bislang auch erhe-
blichen Bodenpacht zu bezahlen hatten,
verloren durch dieses Gesetz ihren tradi-
tionellen Anspruch auf das bearbeitete
Land, wurden also enteignet.

Die neuen Eigentümer konnten nun mit
dem Boden machen, was ihnen beliebte
— etwa den Pacht erhöhen und bei Zah-
lungsunfähigkeit das Land einem an-
deren, mehr zahlenden Bauern ver-
pachten.

Da die Landlords in der Regel das ab-
wechslungsreiche Leben in Kalkutta
dem Steuereintreiben vorzogen, beauf-
tragten sie Untersteuereintreiber, die
fixe Summen abliefern mußten. Hatte
sich die finanzielle Position eines Unter-
steuereintreibers durch das Steuerein-
treiben genügend gefest igt ,  so
delegierte er seine Funktion ebenfalls.
Auf diese Weise entstand eine Kette von
einheimischen Parasiten, die an der
Aufrechterhaltung des Status quo ebenso
interessiert waren wie die Engländer. Sie
nahmen den Kolonialherren in vielen
Fällen die Unterdrückung lokaler Auf-

stände ab.

Am Ende der britischen Herrschaft be-
fanden sich fast 45 Prozent des bebaut-
en Landes in den Händen der Zamin-
dars. [8]

Die Bemühungen der einheimischen
Bauern, die vorwiegend subsistenziell
orientierte Landwirtschaft durch den
Aufbau eines kommerziellen land-
wirtschaftlichen Sektors zu moder-
nisieren, wurden von den europäischen
Kolonialmächten lange Zeit erfolgreich
unterdrückt. Das Kolonialregime war
bestrebt, die wichtige Erwerbsquelle
aus dem Anbau von Gummi, Zucker-
rohr, Tabak, Kaffee, Tee usw. als ein
Privileg der eingewanderten europäischen
Plantagenbesitzer zu sichern. [9]

Selbst wenn die diskriminierenden Maß-
nahmen der Kolonialpolitik nicht erfol-
gt wären, hätten die einheimischen
Klein- und Mittelbauern im Konkurren-
zkampf gegen die kapitalstarken eu-
ropäischen Pflanzer keine Chance ge-
habt. Obwohl die einheimische
ländliche Oberklasse ihren Groß-
grundbesitz für die Plantagenwirtschaft
einsetzte, blieb sie doch ausschließlich
unter der Kontrolle des Kolonial-
regimes, da entweder die Inlandsnach-
frage dieser Produkte in den Kolonien
sehr gering war (zum Beispiel Gummi)
und der Auslandsabsatz von den Kolo-
nialbehörden kontrolliert wurde, oder
die Inlandsnachfrage von dem von Eu-
ropäern dominierten monopolartigen
Gebilde der verarbeitenden Industrie
bestimmt wurde (zum Beispiel Tee,
Zuckerrohr).

Die Dominanz des ausländischen Kapi-
tals in der kommerziellen Land-
wirtschaft und in den verarbeitenden In-
dustrien in Indien war die Folge des
forcierten britischen Kapitalexportes, der
durch die Absatzbeschränkungen in-
folge der industriellen Entwicklung der
westlichen Staaten notwendig wurde.
Daher mußten die britischen Kapitalex-
porteure zum Teil in die Gebiete
ausweichen, in denen industrielle
Konkurrenz durch Gewalt unterdrückt
werden konnte. Das Zeitalter des Liber-
alismus war angebrochen.

3. Sinken der Profitrate
und Kapitalexport
Um 1850 ging mehr als die Hälfte der
britischen Auslandsinvestitionen nach

Europa und USA. Mit dem Aufkommen
der Konkurrenz sank dieser Anteil von
1860 bis 1890 von 25 Prozent auf 8
Prozent in Europa und nahm auch in
den USA allmählich ab. Die britischen
Kapitalexporteure wichen zunächst vor
allem in die unterentwickelte Welt aus.
In den 1850er Jahren nahm Indien et-
wa 20 Prozent des britischen Kapitalex-
portes auf, danach sank sein Anteil
wieder. Bis zum Ausbruch des Ersten
Weltkrieges investierten die Briten
mehr als ein Drittel Milliarden Pfund in
Indien (knapp ein Zehntel der bri-
tischen Auslandsinvestitionen), davon
mehr als ein Drittel allein in die Eisen-
bahn, die das wichtigste Ausbeutungsve-
hikel wurde.

Der Anteil Lateinamerikas am bri-
tischen Kapitalexport verdoppelte sich
von 1850 bis  1880 auf etwa 20
Prozent. Die größte Steigerung der bri-
tischen Auslandsinvestitionen vollzog
sich jedoch in den „weißen“ Dominien
(Kanada, Australien, Neuseeland,
Südafrika), deren Anteil von 12 Prozent
in den 1860er Jahren auf 30 Prozent in
den 1880er Jahren stieg.

Von 1870 bis 1913 investierte Großbri-
tannien etwa zwei Fünftel des in-
ländischen Sparvolumens, etwa 5
Prozent des Nationaleinkommens, im
Ausland — jährlich etwa 50 Millionen
Pfund im Durchschnitt. 1913 betrug
der Wert dessen, was Großbritannien
im Ausland besaß, 4 Milliarden Pfund,
verglichen mit knapp 5,5 Milliarden
Pfund im Besitz von Frankreich,
Deutschland, Belgien, Holland und den
USA zusammen. [10]

Indien hatte gegenüber der übrigen
Welt einen enormen Handelsüberschuß,
der von den Engländern abgesogen
würde durch das gewaltsam erzwun-
gene Handelsdefizit gegenüber Großbri-
tannien, durch die Home Charges. (Indi-
ens Zahlungen für den Vorzug, von
Großbritannien verwaltet zu werden)
und die immer höheren Zinsen für die
indischen Staatsschulden.

Lord Hastings, nicht nur ein genialer
Feldherr, sondern auch ein guter Kauf-
mann, baute den Opiumhandel zum
Staatsmonopol aus, was dem britischen
Indien ein Siebentel seiner Staatseinnah-
men brachte. [11] Daher ist es ver-
ständlich, daß Großbritannien 1839
zum ersten Opiumkrieg blies, als der
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Kaiser von China den britischen Kau-
fleuten das Recht des freien Opiumhan-
dels mit China streitig machte.

Noch 1870 bestand fast die Hälfte aller
I m p o r t e  C h i n a s  a u s  d i e s e m
Narkot ikum.  [ 12]

Der  in  Indien  produzier te  ge -
sellschaftliche Mehrwert wurde teil-
weise für die Kapitalakkumulation un-
ter britischer Kontrolle verwendet, teil-
weise wurde er vom Kolonialregime
abgesogen und für die Entwicklung der
britischen Wirtschaft eingesetzt. Die
Eingriffe in die vorhandenen Sozial-
s t ruk turen  s chu fen  e in  l and -
wirtschaftliches Ausbeutungssystem, in
dem die sozioökonomische Emanzipa-
tion der vorwiegend agrarischen
Bevölkerung Indiens unmöglich wurde,
zumal sich das elitäre Bildungssystem
auf die Schaffung einer kolonial-
machtkonformen einheimischen Verwal-
tungselite beschränkte, deren Existenz
von der Aufrechterhaltung dieses Sys-
tems abhängig gemacht wurde.

Auf Grund dieser Analyse ist die ein-
gangs geäußerte These, daß die bri-
tische Kolonialpolitik in Indien die Ur-
sache der heutigen Unterentwicklung
ist, zumindest teilweise verifiziert.
Allerdings ist ein monokausaler Erk-
lärungsversuch nicht haltbar. Die Tat-
sache, daß die Briten zunächst einen
großen Teil des Asienhandels unter ihre
Kontrolle bringen konnten und trotz
der zahlenmäßigen Unterlegenheit rie-
sige Gebiete Südasiens ohne allzugroße
Schwierigkeiten militärisch unterwer-
fen konnten, spricht dafür, daß in die-
sen Ländern — insbesondere in Indien
— wichtige autochthone Ursachen der
sozioökonomischen Stagnation ex-
istierten.

4. Klassenstruktur und
Befreiungsbewegung
Die Mitglieder der orthodoxen hinduis-
tischen Oberklassen waren von den
Kolonialherren nicht zur Kollaboration
zu bewegen — für sie waren die Englän-
der outcastes. Um das riesige Gebiet
möglichst reibungslos unter Kontrolle
zu halten, mußten die Engländer eine
einheimische Verwaltungselite auf-
bauen. An den Universitäten Englands
wurden den jungen Indern gehobener
Kasten westliche Werte ünd Loyalität
zum British Raj antrainiert. Es entstan-

den eine neue professionelle und kom-
merzielle Mittel- und Oberklasse mit ge-
meinsamer Spräche und gemeinsamen
Werten. Diese Westernized Class wurde
zur zentralen Stütze der britischen
Herrschaft, die deren Privilegien garan-
tierte.

Mit ihrer sozialen und ökonomischen Kon-
solidierung gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts entwickelte sich diese anfängliche
Herrschaftsstütze jedoch zum Träger der
emanzipatorischen Befreiungsbewegung.
Das Leitmotiv der Gründungsversamm-
lung des Indian National Congress, anges-
timmt durch Advokaten, Lehrer, Jour-
nalisten und andere Vertreter der West-
ernized Class, war Nationalismus.

Der Befreiungskampf erhielt trotz der
anfänglichen Allianz zwischen Hindus
und Moslems (die rund ein Viertel der
Bevölkerung ausmachten) durch die
geistige Dominanz Gandhis sowohl in
Appell als auch in Kampfform ein
typisch hinduistisches Gepräge. Gand-
his Kampfform — Satyagraha (See-
lenkraft) — war gewaltfreier Widers-
tand als eine besondere Form der Mo-
ral. Er zielte ab auf die „Änderung des
H e r z e n s “ ,  w o d u r c h  d i e  g e -
sellschaftlichen Verhältnisse geändert
werden sollten. Dabei lehnte er die
Sozialgesetzgebung als Anwendung von
(staatlicher) Gewalt ab.

Obwohl der bengalische Führer C. R.
Das und der Rechtsanwalt Motilal
Nehru als Opponenten Gandhis ver-
suchten, dem Nationalkongreß ein säku-
lares Gepräge zu geben, war für die
Moslems spätestens zu Beginn der
dreißiger Jahre klar, daß man im Natio-
nalkongreß mit wenigen Ausnahmen
vor allem für die Unabhängigkeit eines
hinduistischen Indiens kämpfte.

Muhammed Iqbal legte 1930 in Cam-
bridge sein Konzept eines Moslems-
taates dar. Als 1934 Mohammad Ali Jin-
nah die Führung der reorganisierten
Muslim League (die schon bei ihrer
Gründung 1906 als Schutz vor der Hin-
du-Dominanz konzipiert war) über-
nahm, erhielt die separatistische Bewe-
gung einen Führer, dessen Ziel Pakistan
hieß.

Die in der Befreiungsbewegung do-
minierenden bürgerlichen Mittel- und
Oberklassen lehnten eine revolutionäre
Entwicklung ab, da sie darin gegen-
wärtige und erwartete Privilegien ge-

fährdet sahen. Der größte Teil der
Macht des Kongresses und die gesamte
finanzielle Unterstützung kam bis
November 1969 von den profes-
sionellen, industriellen und kom-
merziellen Oberklassen der modernen
oder quasi-modernen Sektoren der in-
dischen Wirtschaft, die von Gandhi nie
gefährdet wurden.

Das Vermischen von revolutionären
Blickpunkten in ökonomischen und
sozialen Fragen und das Bemühen um
die Interessen der indischen Oberklasse
— einschließlich der feudalen Prinzen
und Landlords — zählten zu den sub-
tilen ideologischen Leistungen Gandhis
als wirksamer Faktor in der Verhin-
derung einer revolutionären Entwick-
lung. „Die besitzenden Klassen fühlten
sich sicher und wohl in seinen Händen
...“ [13]

So kam es zu der mit wenigen Ausnah-
men (vor allem Kashmir) reibungslosen
Integration der etwa 500 Fürstenstaat-
en. Seither zahlt der Staat jährlich 58
Millionen Rupien (zirka 200 Millionen
öS) an die entrechteten Fürsten steuer-
frei. [14]

Durch den Befreiungskampf wurde
zunächst und vor allem die formelle poli-
tische Kontrolle Indiens durch Großbri-
tannien beendet; ohne wesentliche Verän-
derung der internen Klassenstruktur riß
die bürgerliche Oberklasse die poli-
tische Kontrolle Indiens mit dem Ver-
sprechen an sich, die ungeheuren
Probleme des Landes zu lösen.

5. Religion als
Herrschaftsinstrument
Nach dem Ende der Kolonialzeit lebten
fünf Sechstel der rund 360 Millionen
Einwohner in Dörfern; dabei reichte der
Pro-Kopf-Konsum von etwa 1900 Kalo-
rien pro Tag (weit über 3000 in den en-
twickelten Ländern) lediglich für
chronische Unterernährung.

Ein Fünftel der Landbevölkerung ver-
fügte über keinen Grundbesitz. Ein
knappes Drittel bewirtschaftete Land
bis zu einem Hektar. Ein weiteres Drit-
tel  verfügte über Besitzgrößen
zwischen einem und vier Hektar. 82
Prozent der Landbevölkerung verfügten
über ein Drittel der bebauten Ackerfläche
Indiens. Die anderen zwei Drittel waren
die ökonomische Basis der herrschen-
den Klasse der Großgrundbesitzer. [15]
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Die Nahrungsmittelproduktion im Gebiet
von Indien und Pakistan war in der Zeit
von 1893 bis nach dem Zweiten
Weltkrieg nicht nur pro Kopf um ein
Drittel, sondern auch absolut um 5 Mil-
lionen Tonnen gesunken, der Anteil der
agra r i s chen  an  der  ge samten
Bevölkerung in der gleichen Periode
von 60 Prozent auf 84 Prozent gestie-
gen. [16]

Die Ernteerträge bei den wichtigsten
Nahrungsmitteln Reis, Weizen und
Mais waren in den entwickelten Län-
dern drei- bis viermal höher als in Indi-
en. Die Analphabetenrate betrug 83
Prozent. [17]

Daß die Überwindung dieser Situation
durch umfassende Industrialisierung
von der Kolonialpolitik zumindest be-
hindert wurde, konnte in groben Zügen
dargelegt werden. Die wichtigste au-
tochthone und quasi-autonome Ursache
der sozioökonomischen Stagnation ist
die religöse Wert- und Normordnung
des Hinduismus, der — im Gegensatz
zu China — die theoretisch und prak-
tisch weltverneinendste Ethik hervorge-
bracht hat. [18] Das Bedürfnis zu leiden
und die Akzeptierung erlebten Leids
sind die psychologischen Voraussetzun-
gen der Ausbeutung.

In der indischen Kastenordnung ist die
Erblichkeit des Berufes im Rahmen des
metaphysisch sanktionierten Dienstleis-
tungsystems (jajami) eine zentrale
Norm; die Ausbeutung der Unterkasten
und outcastes durch die Oberkasten er-
scheint als gottgewollte Arbeitsteilung
zum Wohle aller.

6. Das Wesen der
Landreform
Der bedeutendste Versuch, die indische
Landbevölkerung von ihrem Elend zu
befreien, war das Community Develop-
ment Programme, das 1952 im Rahmen
der Planungskommission lanciert
wurde. Das Land wurde in über 5200
Entwicklungsblocks eingeteilt, jeder
mit etwa 100 Dörfern. Die Village Level
Workers (gram sahayak), von denen jed-
er einige Dörfer betreute, sollten die Ini-
t i a l zündung  f ü r  s o z i a l e  und
ökonomische Emanzipation liefern. [19]
Gemäß dem Prinzip demokratischer
Dezentralisierung sollte die Initiative
auf Dorfebene durch die Institution des
Panchayat Raj (Fünferrat) mobilisiert

werden. Der einzelne sollte an den
lokal relevanten Entscheidungen teil-
nehmen ,  mi t  modernen  l and -
wirtschaftlichen Techniken vertraut ge-
macht werden.

Die progressiven Kräfte erhofften sich
hiervon nicht nur die dringend
notwendige Steigerung der Produktion,
sondern vor allem die Veränderung des
durch die Kastenordnung deformierten
Hindubewußtseins. Auf Grund der be-
trächtlichen Massenbasis, über die der
Kongreß zu Beginn der fünfziger Jahre
verfügte, bestanden erhebliche Chancen
für die Verwirklichung dieses Pro-
gramms.

Als Parallelaktion wurde 1953 der Na-
tional Extension Service inauguriert, der
sich vor allem um die Verbreitung mod-
erner landwirtschaftlicher Techniken be-
mühte. [20]

In der „Nagpur-Resolution“ der Kon-
greßpartei wurde 1959 das Cooperative
Joint Farming als Kernziel der indischen
Landwirtschaftspolitik festgelegt. Die
einzelnen Länder (States) wurden aufge-
fordert, Obergrenzen landwirtschaftlich-
er Besitzgrößen (ceilings) festzulegen.
Andererseits wollte man durch Zusam-
menlegung von Kleinbesitz rationelle
Bearbeitungsflächen schaffen.

Um bei Nahrungsmittelknappheit den
Hortungen der Großgrundbesitzer und
Großhändler zwecks Preissteigerung zu
begegnen, plante man die staatliche
Kontrolle des Nahrungsmittelgroßhan-
dels.

Die Realisierung dieses Programms set-
zt die strukturelle Änderung der land-
wirtschaftlichen Besitzverhältnisse vo-
raus. Daher wurde bereits in den frühen
fünfziger Jahren die Landreform in An-
griff genommen. Die Verfassung 1949
legt in der föderalistischen Struktur In-
diens die eindeutige Dominanz des Zen-
trums in New Delhi fest; jedoch
sicherten sich die traditionellen
ländlichen Oberklassen die entscheiden-
den Machtbasen in den State Assemblies
(Landtagen), da die Verfassung neben
dem Bildungswesen auch die Landre-
form in die Agenden der einzelnen Län-
der übertrug.  Socia l  change  im
Herrschaftsbereich!

Die Zamindars, die fast 45 Prozent des
landwirtschaftlichen Bodens besaßen,
mobilisierten ihre Lobbies in den State

Assemblies, da die formelle Abschaf-
fung dieser feudalen Landlordklasse der
Optik wegen unumgänglich war. Der Er-
folg blieb nicht aus. Die Entschädigung,
die je nach Ausbeutungsfläche das Drei-
bis Zwanzigfache des jährlichen Net-
toeinkommens betrug, kostete dem
Staat rund 6,6 Milliarden Rupien. [21]
Das ist ein Drittel der Gesamtkosten des
ersten Fünfjahrplans und mehr als für
die Entwicklung der Landwirtschaft,
Community Development, Bewässerung
und Flutkontrolle vorgesehen wurde.

Die Zamindars erhielten überdies das
Recht, eine bestimmte Fläche Landes
für „persönliche Bearbeitung“ zurück-
zubehalten. Daß für die „persönliche
Bearbeitung“ permanente Arbeit bezie-
hungsweise Wohnsitz auf dem Besitz
notwendig sei, wurde nicht in den Ge-
setzestext aufgenommen. In fast allen
Ländern war das „persönlich bearbeit-
ete“ Land so groß, daß dieses an
Pächter weiterverpachtet werden konnte,
wenn nötig als landwirtschaftliche Ar-
beiter verschleiert. [22]

Bei der Beantwortung der Frage, wem
das Land zustehe, das aus Zamindarbe-
sitz zu verteilen war, half die Kastenord-
nung, die zwar formell durch den
Gleichheitsgrundsatz der Verfassung
abgeschafft wurde, [23] tatsächlich aber
den Tages- und Lebensablauf des Inders
bestimmt wie eh und je. [24] In der Kas-
tenordnung existieren Kasten und Sub-
kasten, deren Position und Status durch
die Tätigkeit „Bearbeitung des Bodens“
gekennzeichnet ist. Als sich unter dem
Einfluß der Kolonialherrschaft das Un-
terpächtersystem entwickelte, versch-
wand in vielen Fällen die ursprüngliche
Identität von ökonomischer Aktivität
und Statusattribut. Die tatsächliche Bo-
denbearbeitung ging mit der Ver-
größerung der landwirtschaftlichen Re-
servearmee immer mehr auf unterprivi-
legierte Taglöhner und kleine Unter-
pächter über, der traditionelle Status
des Cultivators reduzierte sich auf
ökonomische Funktion des Verpachtens
beziehungsweise Anstellens von Taglöh-
nern. Bei der Aufteilung des Landbe-
sitzes der Zamindars wurden die im
Sprachgebrauch der Kastenordnung als
„Bearbeiter“ bezeichneten bevorzugt,
unabhängig davon, ob sie das Land tat-
sächlich selbst bearbeiteten oder es ver-
pachteten.

Lakonisch heißt es in einem Bericht der
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Planungskommission unter dem Titel
„Progress of Landreform“: „Be-
trächtliche Flächen wurden auf diese
Weise an Unterpächter weiterver-
pachtet. Bei der Abschaffung der Inter-
mediaries blieb der Unterpacht in der
Regel erhalten.“ [25]

Um die Natur der indischen Legalität
noch etwas zu erhellen, sei erwähnt,
daß bei der neuesten Pachtgesetzge-
bung in Andhra Pradesh und Madras
der festgesetzte Pacht 40 bis 45 Prozent
des landwirtschaftlichen Bruttopro-
duktes des verpachteten Landes be-
trägt, wobei der Pächter die Produktion-
skosten zu tragen hat. [26]

Die Empfehlung der Planungskommis-
sion an die einzelnen Länder, geset-
zliche Obergrenzen von Landbesitz
festzulegen, verhallte ungehört bis in
die späten fünfziger Jahre. Durch die
Verfassungsnovelle 1958 wurde dann
die diesbezügliche Kompetenz der Län-
der dem Zentrum übertragen und die
Obergrenze zwischen etwa 8 und 120
Hektar festgelegt. Jedoch verfehlte
auch diese Gesetzgebung ihr Ziel, da
die Großgrundbesitzer das „Überschuß-
land“ (surplus) vor der Aufteilung
verkauften oder den Besitz unter ihrer
Verwandtschaft aufteilten oder die Ver-
antwortlichen der Landreform bes-
tachen. [27]

Trotz umfangreicher Manipulationen
dieser Art wurde in allen Staaten ein
Teil des Großgrundbesitzes zum Surplus
erklärt, der gemäß Gesetz verteilt wer-
den sollte. Es waren dies etwa drei Mil-
lionen Hektar. 1969, rund neun Jahre
nach Verabschiedung der Gesetze, las
man, daß in den meisten Staaten erste
Schritte zur Verwirklichung der geset-
zlichen Maßnahmen eingeleitet
seien. [28]

Die Einrichtung des Panchayat Raj
gemäß Artikel 40 der Staatsverfassung
hat die Machtausübung der ländlichen
Oberklasse dem Schein der Demokratie
angepaßt, quasi legalisiert und deren
Herrschaft über die Unterklasse ge-
festigt, womit sich der Sinn des
Panchayat Raj als local self-government
in der Praxis in sein Gegenteil verkehrt
hat.

7. Konsumkredit als

Herrschaftsinstrument
Eine zentrale Rolle im indischen Aus-
beutungssystem spielt der Geldverleiher.
Er ist im ländlichen wie urbanen
Bereich die wichtigste Kreditquelle der
Unterprivilegierten. In der Subsisten-
zwirtschaft vorkolonialer und kolo-
nialer Zeit beschränkte er sich darauf,
bei Mißernten oder Familienereignissen
Kredit zu geben; Rückzahlung und Zins
wurden meist in Naturalien einge-
hoben.

Diese und andere Arten des Kon-
sumkredits sind auch heute am meisten
verbreitet.

Der Kreis der potentiellen Schuldner
umfaßt nicht nur die subsisten-
zwirtschaftlichen Bauern, sondern auch
das besitzlose ländliche und städtische
Proletariat. Dazu gehören vor allem die
etwa 70 Millionen outcastes, die am Ex-
istenzminimum leben. Wenn sie gerade
nicht arbeitslos sind (durchschnittlich
vier bis fünf Monate im Jahr), verricht-
en sie niedrige Dienstleistungen oder
landwirtschaftliche Arbeit für einen
Tageslohn von ein bis zwei Rupien, was
lediglich für die physische Reproduk-
tion und die teilweise Abtragung der
Schuldenlast aus der beschäftigungs-
losen Zeit des Vorjahres reicht.

Wenn nach der Erntezeit die Taglöhner
wieder überflüssig werden, springt ih-
nen der Geldverleiher bei zu einem
Zinssatz von 120 Prozent pro Jahr. [29]
Sein Kredit sichert das Überleben dieser
Menschen, damit sie im nächsten Jahr
die Zinsen abzahlen können.

Die progressiven Kräfte drängten
zwecks Eliminierung der Geldverleiher
auf Einrichtung kooperativer Kred-
itgenossenschaften. Aber 1965 betrug
deren Anteil am gesamten ländlichen
Kreditvolumen lediglich 10 Prozent.

Die indische Reserve Bank ermittelte
eine durchschnittliche Verschuldung
der 74 Millionen ländlichen Haushalte
von mehr als 400 Rupien. [30] Dies ist
mehr als das Doppelte des jährlichen
Pro-Kopf-Einkommens in der Land-
wirtschaft.

Da die Verschuldung bei den vorhande-
nen Wucherzinsen praktisch unüber-
windbar ist, führt dies zu immer größer-
er Abhängigkeit des größten Teiles der
Bevölkerung von der kapitalstarken
Oberklasse, welche Änderungsversuche

jeglicher Art (Schulbildung, Berufsbil-
dung, politische Aufklärung oder gar Or-
ganisierung von Widerstand) wütend
bekämpft.

8. Die Fünfjahrpläne
Von den gesamten Ausgaben des ersten
Fünfjahrplanes (1951 bis 1956) [31] in
Höhe von rund 20,12 Milliarden (Mrd.)
Rupien (R) konnten nur 12,8 Mrd. R
aus dem Steueraufkommen (das knapp
7 Prozent des Volkseinkommens aus-
machte) und aus öffentlichen Anleihen
finanziert werden. An ausländischer
Hilfe standen Devisen im Wert von 2,02
Mrd. R zur Verfügung. Die restlichen
5,3 Mrd. R wurden im Rahmen von de-
ficit financing aufgebracht, wobei die
sterling balances (indische Guthaben in
Großbritannien infolge der Kriegsunter-
stützung im Zweiten Weltkrieg im Wert
von 15,16 Mrd. R bei der Staatsgrün-
dung) die wichtigste Quelle waren.

Die Investitionsrate während der ersten
Planperiode betrug 6,7 Prozent des
Volkseinkommens, zu der die privaten
Unternehmer 3,6 Prozent beitrugen.
Weniger als ein Drittel (30,9 Prozent)
der gesamten Planausgaben (ex post)
ging in Entwicklung der Land-
wirtschaft, Community Development,
Bewässerung und Flutkontrolle, 42,5
Prozent in die Entwicklung von En-
ergie, Bergwerken, Transport, Kommu-
nikation und verarbeitender Industrie.

Etwa ein Fünftel (21 Prozent) wurde
für social services ausgegeben; darunter
auch für Bildung, die lediglich 7,6
Prozent der gesamten Planausgaben aus-
machte, obwohl die Analphabetenrate
zu Beginn des ersten Planes 83 Prozent
betrug.

Die Gesamtausgaben für den zweiten
Fünfjahrplan, der vor allem die Entwick-
lung der Schwerindustrie in Angriff
nahm, beliefen sich auf etwa 46 Mrd.
R. Da die geplante Erhöhung des Steuer-
aufkommens von knapp 7 Prozent des
Volkseinkommens im ersten Plan auf
10 Prozent im zweiten Plan nicht ge-
lang, mußten andere, vor allem aus-
ländische Finanzierungsquellen er-
schlossen werden.

Die ausländische Hilfe stieg von 2,022
Mrd. R im ersten Plan auf 8 Mrd. R im
zweiten Plan. Ausländische Privatin-
vestitionen, erstmals seit der Kolo-
nialzeit wieder in größerer Höhe,
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steuerten etwa 1 Mrd. R bei, die Ster-
ling-Guthaben in London 2 Mrd.R.

Die Ausgaben für die Landwirtschaft
sanken von 30,9 Prozent der gesamten
Planausgaben in der ersten Planperiode
auf 21,9 Prozent in der zweiten Planpe-
riode. Die Ausgaben für den indus-
triellen Sektor stiegen von 42,5 Prozent
in der ersten Planperiode auf 56,3
Prozent der gesamten Planausgaben im
zweiten Plan. Die geplanten Ausgaben
für Bildung sanken auf 6,4 Prozent.

Die Investitionsrate (ex post) stieg von
6,7 Prozent (erster Plan) auf 10,8
Prozent (zweiter Plan), wobei etwa 5
Prozent aus privaten Quellen kamen.

Die Gesamtausgaben für den dritten Fün-
fjahrplan in der Höhe von 86,3 Mrd. R
waren doppelt so hoch wie im zweiten,
mehr als viermal so hoch wie im ersten
Plan. Da die erwartete Zunahme der pri-
vaten Investitionstätigkeit nicht eintrat,
sondern von 5 Prozent des Volkseinkom-
mens (in der zweiten Planperiode) auf
4,5 Prozent (in der dritten Planperiode)
absank, mußte die staatliche Investition-
stätigkeit wesentlich erhöht werden,
um ein Absinken der gesamten Investi-
tionsrate zu verhindern. Trotz massiver
ausländischer Kapitaleinfuhr konnte die
Investitionsrate nur unwesentlich von
10,8 Prozent (zweite Planperiode) auf
11,5 Prozent (dritte Planperiode) er-
höht werden.

Damit war es trotz 15jährigem Bemühen
nicht gelungen, die Investitionsrate auf 13
bis 15 Prozent zu erhöhen, was von
manchen Entwicklungstheoretikern als
„Minimum effort“ für den „Take-off into
selfsustained growth“ [32] angesehen wird.

Das Pro-Kopf-Einkommen in den
sechziger Jahren stagnierte auf einem
Stand, der zu den niedrigsten der Welt
zählt. Private Goldhortungen im Wert
von etwa 4 Mrd. Dollar blieben weiter-
hin ungenützt, ebenso die potentielle
Arbeitskraft von 20 Millionen Arbeits-
losen (davon fast eine Million mit
höherer Schulbildung) und 30 Millio-
nen „verschleiert“ Arbeitslosen. 1965
gingen 70 Prozent der zehnjährigen In-
der nicht zur Schule,

Im vierten Fünfjahrplan (seit 1. April
1969 in Kraft) will man sich weniger
auf die Schaffung neuer als auf die in-
tensivere Ausnützung bestehender Ka-
pazitäten konzentrieren. Als organisa-

torische Basis soll eine weniger strin-
gente Planungstechnik (indicative plann-
ing) das frühere imperative planning
ablösen, dessen „Imperative“ an Hand
der Landwirtschaftspolitik analysiert
wurden. Die Kräfte, die Indiens Stagna-
tion in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten besiegelten, wollen sich in der
vierten Planperiode mehr Bewegungs-
freiheit gewähren.

Die Planziele der Nahrungsmittelversor-
gung in den fünfziger Jahren basierten
a u f  d e r  A n n a h m e  e i n e r
Bevölkerungswachstumsrate von etwa
1,5 Prozent im Jahr. Als im Census
1961 festgestellt wurde, daß sie bei
2,16 Prozent lag und die Nahrungsmit-
telimporte ständig erhöht werden
mußten, setzte die Planungskommis-
sion im dritten Fünfjahrplan (der 1961
anlief) das Ziel der Nahrungsmittelselb-
stversorgung bis 1966. Die hierzu
n ö t i g e  Ä n d e r u n g  d e r  l a n d -
wirtschaftlichen Besitzverhältnisse
scheiterte jedoch am Widerstand der
ländlichen Oberklasse.

Der Widerstand der herrschenden
Klasse gegen die Politik der progressiv-
en Kräfte erhielt 1959 durch die Grün-
dung der Swatantrapartei („Freiheits-
partei“) eine umfassende organisa-
torische Basis. Sie unterstützt private
Initiative in allen sozialen und
wirtschaftlichen Bereichen, wendet sich
gegen kooperative Landwirtschaft,
Obergrenzen landwirtschaftlichen Be-
sitzes, staatliche Kontrolle des
Nahrungsmittelgroßhandels, Vers-
taatlichung, Wohlfahrtsstaat und Sozial-
ismus. Ehemalige Maharajas und Zamin-
dars zählen zu ihren profiliertesten
Führern.

Bei den dritten General Elections 1962
kandidierte die Partei erstmals und
wurde in vier Staaten die Hauptopposi-
tion.

9. Hunger als Instrument
der Preispolitik
Die stagnierende Nahrungsmittelpro-
duktion bei einer Bevölkerungszu-
nahme von mehr als 10 Millionen Men-
schen im Jahr zwang zur Erhöhung der
Nahrungsmittelimporte von 4,6 Millio-
nen Tonnen (1963) auf 6,3 Millionen
Tonnen (1964). Dadurch wäre die
Nahrungsmittelversorgung von etwa 17
Unzen pro Kopf und Tag ohne Preisan-

stieg gesichert gewesen. Trotzdem
stiegen die Nahrungsmittelpreise von
März 1963 bis Oktober 1964 um fast
50 Prozent. [33]

Die Untersuchungen ... in Andhra, Tamil-
nad und Kerala haben eindeutig gezeigt,
daß die gegenwärtige Hyperinflation
hauptsächlich ein Resultat der Herrschaft
d e r  g r o ß e n  L a n d b e s i t z e r  u n d
Großhändler über das Nahrungsmitte-
langebot ist, wobei diese oft genug die-
selbe Person oder nahe Verwandte sind.
Diese Schichten sind in der Lage, sich
adäquaten Kredit von den kommerziellen
Banken und kooperativen Kreditinsti-
tuten zu sichern, da diese unter ihrer Kon-
trolle stehen. In vielen Fällen sind sie
selbst Geldverleiher oder mit solchen na-
he verwandt. [34]

In einer Studie der Vereinten Nationen
1965 heißt es: „Der Hauptfaktor der
Nahrungsmittelkrise (in Indien) ...
scheint die spekulative Hortung von
Weizen und Reis zu sein.“ [35]

Im Parlament haben die progressiven
Kräfte dagegen keine Chance. 37
Prozent der Abgeordneten der Kongreß-
partei leben vom Großgrundbesitz und
den damit verbundenen Praktiken; bei
den Parteien rechts vom Kongreß ist
der Anteil noch höher. [36]

1965/66 blieb der Monsun aus, worauf
die Nahrungsmittelproduktion von 88,4
Millionen Tonnen (1965) auf 74,5 Mil-
lionen Tonnen (1966) absank. Es dro-
hte ein Aufstand der Hungernden und
die Plünderung der Hortungslager.

A l s  i m  J u n i  1 9 6 5  d a s  i n -
disch-amerikanische Abkommen über
Nahrungsmittellieferungen ablief, lie-
ferte Washington die Nahrungsmittel
lediglich von Monat zu Monat und
machte kein Hehl daraus, daß dies das
Druckmittel zur Änderung der in-
dischen Landwirtschaftspolitik war. [37]

Das Ergebnis war die New Agricultural
Strategy des vierten Fünfjahrplanes, der
am 1. April 1969 anlief und die akute
Nahrungsmittelknappheit beseitigen
soll durch intensive Förderung der
Landwirtschaft in 16 Millionen Hektar
Ackerlandes mit optimalen Bedingun-
gen. Dies ist weniger als ein Zehntel der
gesamten bebauten Fläche, woraus her-
vorgeht, daß das breit angelegte Commu-
nity Development Programme de facto
liquidiert wurde.
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10. Internationale
Kapitalhilfe
Nach Erreichung der politischen Unab-
hängigkeit Indiens übertraf die Repa-
triierung von Kapital bei weitem den
Einstrom von ausländischem Privatkapi-
tal infolge der erhöhten Unsicherheit.
Die Großunternehmungen der west-
lichen Welt zogen es vor, sich am ertra-
greichen Wiederaufbauboom nach dem
Zweiten Weltkrieg in den industrial-
isierten Ländern zu beteiligen. Erst zu
Beginn der sechziger Jahre kam es wied-
er zu einem positiven Nettoeinstrom an
ausländischem Privatkapital, das allerd-
ings im Vergleich zur „öffentlichen“
Kapitalhilfe quantitativ kaum ins
Gewicht fiel.

Die Versuche, ausländisches Privatkapi-
tal nach Indien zu bringen, wurden von
vielen als zu zaghaft angesehen. Man er-
wartete von der Investitionstätigkeit
ausländischer (vor allem britischer und
amerikanischer) Firmen, daß technisch-
es Wissen verbreitet, die lokale Nach-
frage nach Einsatzgütern erhöht und
die Arbeitslosigkeit gesenkt werden
würde.

Die Erfahrungen auf diesem Gebiet
faßte P. S. Lokanathan zusammen. [38]
Er beschwert sich über den „Widers-
tand der Ausländer, technisches Wissen
an ihre indischen Partner zu vermittel-
n.“ Die Preise der von den aus-
ländischen Firmen produzierten Güter
waren um durchschnittlich 50 bis 100
Prozent höher als in den Kapitalex-
portländern und erlaubten „sehr viel
höhere Profite“ als in den Herkunftslän-
dern der Investoren.

Da in der Regel kapitalintensive Tech-
niken eingesetzt wurden, war der Effekt
dieser Investition auf die Arbeitslosigkeit
praktisch bedeutungslos. Sie hat sich in
der Laufzeit der Fünfjahrpläne vervier-
facht.

Die Verschuldung des indischen Staates in-
folge Enwicklungshilfe stieg von 300 Mill.
Dollar (1955) auf 6 Mrd. Dollar (1966).
Im selben Zeitraum erhöhten sich die jähr-
lichen Zinszahlungen von 12 Mill. Dollar
auf 300 Mill. Dollar. [39] Der Anteil der
Geschenke an der Entwicklungshilfe
(ohne Nahrungsmittel) beträgt etwa 8
Prozent, 92 Prozent sind in konverti-
bler Währung zurückzuzahlen. [40]

Die gesamten ausländischen Hilfszah-

lungen an Indien betrugen im dritten
Plan 4,3 Mrd. Dollar, was mehr als ein
Drittel (37 Prozent) der gesamten Pla-
nausgaben war. In der gleichen Periode
betrug die Höhe des laufenden Kapital-
dienstes 1,2 Mrd. Dollar (was etwa
einem Viertel der gesamten Exportein-
nahmen dieser Periode entspricht); wo-
durch die Nettohöhe. der Hilfe 3,1 Mrd.
Dollar betrug. Wenn nun im vierten
Plan die gesamte Bruttohilfe von 4,3
Mrd. Dollar unter den gleichen Bedin-
gungen wie im dritten Plan aufrechter-
halten wird, so wird sich der Kapitaldi-
enst auf etwa 2,6 Mrd. Dollar belaufen,
wodurch der Nettobetrag auf 1,7 Mrd.
Dollar absinken wird. 60,5 Prozent der
Entwicklungshilfe werden also für den
laufenden Kapitaldienst anfgewendet wer-
den müssen. [41] Dies wird sich im
vierten Plan realisieren, da die Senkung
der Nettoentwicklunghilfe um die
Hälfte geplant ist.

Diese Tendenz gilt für alle unteren-
twickelten Länder. Der Bruttokapi-
talfluß an öffentlichem und privatem
Kapital in diese Länder betrug in der
Mitte der fünfziger Jahre etwa 7,5 Mrd.
Dollar pro Jahr, der Nettokapitalfluß
nach Abzug des laufenden Kapitaldien-
stes und der Gewinne betrug mehr als 6
Mrd. Dollar pro Jahr. Der Bruttokapi-
talfluß stieg 1964 auf 12 Mrd. Dollar,
der Nettokapitalfluß hingegen war bereits
auf weniger als 6 Mrd. Dollar abgesunken
als Resultat des Ansteigens des Kapitaldi-
enstes und der Gewinne. [42]

Um die Motivationen der „Entwicklung-
shilfe“ noch etwas zu erhellen, sei
deren nachfragebelebender Effekt in
den „Geberländern“ erwähnt. 80
Prozent der öffentlichen Kapitalhilfe
der deutschen Bundesrepublik an die so-
genannten Entwicklungsländer fließen
in Form von Aufträgen an die Bundesre-
publik zurück. [43] 1965 waren 92
Prozent der gesamten Entwicklung-
shilfe der USA „gebunden“, [44] das
heißt, sie konnten nur für Zwecke ver-
wendet werden, die von den Geldge-
bern festgelegt wurden. Durch diese
„Bindung“ verteuern sie die von den En-
twicklungsländern gekauften Güter bis
zu 40 Prozent, da sie nicht auf dem gün-
stigen Markt eingekauft werden kön-
nen. [45]

Die öffentliche Kapitalhilfe wird teils in
militärisch-strategischem Interesse, teils
als wachstums- und konjunkturpoli-

tische Maßnahme im Interesse der Kapi-
talgeber und teils zur Stützung der pri-
vaten Auslandsinvestitionen „gewährt“.
Trotz der relativ kleinen Zinssätze
kommt es infolge des ineffizienten Ein-
satzes zu einer riesigen Verschuldung
der unterentwickelten Länder, die
damit in eine noch größere Abhängigkeit,
insbesondere von den USA, gelangen.

11. Radikalisierung
Die subjektive Integration der Indivi-
duen in eine höhere Form der Klassen-
gesellschaft ist nicht möglich, da die
dafür notwendige ökonomische Basis
nicht vorhanden ist. Dieser Wider-
spruch kann nur durch eine effektive
Landreform und eine forçierte Indus-
trialisierung aufgehoben werden, die
aber mit der gegenwärtigen Praxis
nicht zu erreichen sind.

Das klassische Modell der Klassenge-
sellschaft wird in Indien in mehrfacher
Hinsicht erweitert: Obwohl die Wachs-
tumsrate der landwirtschaftlichen und
vor allem der industriellen Produktion
wesentlich höher ist als in der klas-
sischen Klassengesellschaft, trägt dies
beim größten Teil der Bevölkerung
nicht zur Bedürfnisdifferenzierung und -
befriedigung bei, da der nach der Aus-
beutung verbleibende Rest des ge-
sellschaftlichen Mehrwertes, der dem
Proletariat überlassen wird, vom
Bevölkerungswachstum aufgezehrt wird.

Die Rate der intellektuellen Arbeits-
losigkeit in Indien steigt ständig. Die
Zahl der Arbeitslosen mit höherer Schul-
bildung hat sich in der Laufzeit der Fün-
fjahrpläne etwa versechsfacht und liegt
gegenwärtig bei einer Million. Dadurch
wird die Kluft zwischen sozialem An-
spruchsniveau und Anspruchsbefriedi-
gung ständig vergrößert, was die Ur-
sache ständig zunehmender Radikal-
isierung ist.

Einerseits hat sich der bei den zweiten
General Elections (1962) begonnene
Rechtsruck bei den Wahlen 1967 noch
verstärkt. Die Stimmengewinne der re-
ligiös-traditionellen und beharrenden
Kräfte waren zwei- bis dreimal so hoch
wie die der Kommunisten. Lediglich in
Kerala und Westbengalen, die zwei Län-
der mit den niedrigsten Analphabeten-
raten Indiens, zeichnet sich eine gegen-
läufige Bewegung ab.

Anderseits verstärken sich die linken
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Kräfte, die den parlamentarischen Weg
ablehnen und für eine revolutionäre En-
twicklung eintreten; sie sind in der Min-
derheit, aber diese ist in den letzten
zwei Jahren bedeutend geworden.

Eine neue revolutionäre Bewegung be-
gann 1967 im Distrikt Naxalbari in
Westbengalen, nahe der chinesischen
Grenze. [46] Unter Führung von lokalen
Linkskommunisten versuchten landlose
Arbeiter und Pächter die Großgrundbe-
sitzer zur Übergabe des surplus-Landes
zu zwingen, da die von der Landreform
geforderte Verteilung nicht zustande
kam. Die Arbeiter in den umliegenden
Teeplantagen solidarisierten sich. Es
kam zur bewaffneten Revolte, bei der
elf Menschen getötet wurden. Binnen
kurzer Zeit dehnte sich der Aufstand
auf siebzig Dörfer aus. Die Polizei sch-
lug den Aufstand nieder. Aber das Nax-
albari-Movement hat seit Mai 1967 in
sechs Staaten Indiens laufend be-
waffnete Aufstände organisiert.

In der Resolution auf einem Geheimtref-
fen in Kerala heißt es: „Das große chine-
sische Volk hat uns den Weg gezeigt. Es
ist der Weg der bewaffneten Revolution
... Unsere wirkliche Stärke liegt in den
Millionen Bauern des Landes.“ [47]

Die „Pekinger Rundschau“ schreibt:
„Die indischen Revolutionäre gehen
von den konkreten Bedingungen in
ihrem Lande aus ... die Städte (sind)
vom Lande her einzukreisen und die
politische Macht (ist) mit Waffengewalt
zu erobern.“ [48] Mit der Spaltung der
Kongreßpartei im November 1969 und
der Solidarisierung der linken Parteien
mit der Rumpfpartei hat die Po-
larisierung ihren einstweiligen Höhep-
unkt erreicht. Das intellektuelle Poten-
tial der Rumpfpartei unter der Führung
von Indira Gandhi liegt vor allem im auf-
steigenden städtischen Bürgertum. Ob
dieses jedoch die Macht erlangen wird,
die notwendigen radikalen Veränderun-
gen im Rahmen der derzeitigen Staats-
form zu initiieren, ist fraglich, zumal da
die ökonomische Basis der Kongreß-
partei durch den Konflikt mit dem
Großkapital gefährdet ist.
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